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In Ergänzung der zeichnerischen Festsetzungen, Teil A, des Bebauungsplanes vom 
01.12.2021, geändert am 12.01.2023, mit redaktionellen Ergänzungen vom 
12.10.2023 im Maßstab 1 : 500 werden folgende  
 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN  -  BEBAUUNGSVORSCHRIFTEN 

 
festgelegt: 
 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 5 und 6, sowie § 4 

BauNVO) 
 

1.1 Die Eintragungen zur Art der baulichen Nutzung in der Nutzungsschab-
lone gemäß Planzeichnung, Teil A, bedeuten: 

 

 WA = Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO in Verbindung mit  
  § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO 

 Allgemein zulässig sind: 

1. Wohngebäude, 
2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und 

Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 
 3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportli-

che Zwecke. 

 Ausnahmsweise zulässig sind: 

 1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
 2.  sonstige nicht störende Gewerbebetriebe  
 Weitere Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 der BauNVO sind nicht zulässig. 

 
MI - Mischgebiet    
       gem. § 6 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO 

Allgemein zulässig sind: 

1. Wohngebäude 
2. Geschäfts- und Bürogebäude 
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 

des Beherbergungsgewerbes 
4. sonstige Gewerbebetriebe 
5. Anlagen für Verwaltung sowie für kirchliche, kulturelle, soziale gesund-

heitliche und sportliche Zwecke.  
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Nicht zulässig sind: 
6. Gartenbaubetriebe 
7. Tankstellen 
8. Vergnügungsstätten, sowie Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 der BauNVO. 

 
1.2 Nebenanlagen 

Auf den nicht überbaubaren Flächen sind Nebenanlagen im Sinne von § 14 
BauNVO zulässig. 
 

 
2. MASS  DER  BAULICHEN  NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit §§ 16 - 21a BauNVO) 
 

2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß Eintrag in der Nutzungsschab-
lone (vgl. Planzeichnung, Teil A) für die verschiedenen Bereiche des Be-
bauungsplans über die 

 
GRZ : Grundflächenzahl gem. § 17 Abs.1 BauNVO  0,4 / 0.5 

GFZ : Geschoßflächenzahl gem. § 17 Abs.1 BauNVO 0,8 / 0,9 /1,0 

Z = II: Zahl der Vollgeschosse gem. § 20 BauNVO 
Anzahl der Geschosse II, wobei das Dachgeschoss als Vollge-
schoss ausgebildet werden kann, 

festgesetzt. 
 
 

2.1.1  BESTIMMUNG DER HÖHENBEZUGSPUNKTE  

(§ 18 Abs. 1 BauNVO) 
Für die Parzellen 1 – 6 gilt folgende Festlegung; 
Zulässige max. Erdgeschossfußbodenhöhe 1,1 m über mittlerer Grund-
stückshöhe, entsprechend der Höhenangaben in der Planzeichnung. 
Die zulässigen Traufhöhen für die Parzellen 1 – 4 werden mit 4,4 m  
Die der Parzellen 5 und 6 mit 6,0 m über zulässiger Erdgeschossfußbo-
denhöhe festgesetzt. 
  
Für die Parzellen 7 bis 9 werden maximale Erdgeschoss- und Traufhöhen 
festgelegt, die in der Planzeichnung vermerkt sind.  
 

2.1.2  AUSNAHME VON DER HÖHENBESCHRÄNKUNG 

Ausgenommen von der Höhenbeschränkung sind untergeordnete techni-
sche Anlagen oder Aufbauten wie Antennen, Klima- und Abluftgeräte, 
Schornsteine, Solaranlagen oder ähnliches, soweit sie schalltechnisch 
nicht relevant sind. 
 

2.2 Garagen innerhalb von Vollgeschossen oberhalb der Geländeoberfläche 
bleiben gemäß § 21a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO bei der Ermittlung der Geschoß-
fläche unberücksichtigt. 
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3. BAUWEISE 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit § 22 BauNVO) 
 
Offene Bauweise (o) gemäß Planeinschrieb als Einzelhäuser bzw. Einzel-
oder Doppelhäuser. 

 
4. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

(§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB in Verbindung mit § 23 BauNVO) 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend der Plan-
zeichnung, Teil A, durch Baugrenzen bestimmt. 
Bei untergeordneten Gebäudeteilen, wie Balkonen, Wintergärten, Hausein-
gängen, vorspringenden Gestaltungselementen mit einer Tiefe bis zu 1,00 
m ist das Überschreiten der Baugrenzen bis zu einer Länge von 1/3 der 
Gebäudeseite an max. 2 Gebäudeseiten zulässig. 
 
 

5. STELLUNG DER BAULICHEN ANLAGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 
Die Firstrichtungen der Hauptgebäude werden entsprechend der Eintra-
gung in der Planzeichnung, Teil A, festgelegt.  
 
 

6. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE UND GARAGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB in Verbindung mit § 12 BauNVO) 
 
Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-
sig.  
Vor Garagen ist bis zur Straßenbegrenzungslinie ein Abstand von mindes-
tens 5,5 m zu halten. 
Für Gebäudezuwegungen und Stellflächen ist eine wasserdurchlässige Be-
festigung vorgeschrieben. 
 
Zulässig sind Pflasterflächen mit unversiegelten Fugen, Rasenpflaster, 
Schotterrasen und Rasengitterbeläge oder vergleichbare wasserdurchläs-
sige Materialien. 

 
 
7. VERKEHRSFLÄCHEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 

7.1 Die Erschließungsstraße 
Verkehrsflächen sind als Mischfläche mit Gleichberechtigung aller Verkehrs-
teilnehmer (Zeichen 325/326 StVO) auszubauen. 
 

 
  


